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Entscheidungen und Erkenntnisse
ist, war die Mühewaltungsgebühr des Sachverständigen Univ.
Doz. Dr. N. N. für 41 Stunden mit insgesamt € 5.543,20 zu be-
stimmen.

Damit errechnet sich die Gesamtgebühr – inklusive der unbe-
kämpft gebliebenen Positionen – mit (gerundet) € 7.062,20 (da-
rin enthalten € 1.177,02 USt). 
Gegen diese Entscheidung steht ein weiteres Rechtsmittel 
nicht zu (§ 89 Abs 6 StPO).

Anmerkung:

1. Den aus den beiden oben abgedruckten Entscheidungen 
der Oberlandesgerichte Wien und Linz abgeleiteten Recht-
sätzen 1-9 ist zuzustimmen.

 Insbesondere halte ich es für wichtig, dass in diesen Ent-
scheidungen, ebenso wie in den Entscheidungen des Ober-
landesgerichtes Graz SV 2004/2, 107 und SV 2004/4.79, 
klargestellt wird, dass auch die im gerichtlichen Alltag – 
vor allem in Strafsachen – relativ häufig vorkommenden 
besonders schwierigen ärztlichen Gutachten, die einen 
großen Zeitaufwand und eine besonders eingehende, auch 
für Laien verständliche Begründung erfordern (vgl die Recht-
sätze 3 und 6) wissenschaftliche Leistungen im Sinne des 
§ 49 Abs 2 GebAG sein können. Der Schwierigkeitsgrad ei-
ner Dissertation braucht nicht erreicht werden (Rechtsatz 4)!

2. Für unrichtig halte ich allerdings den Rechtsatz 10 (aus der 
oben dargestellten Entscheidung des Oberlandesgerichtes 
Linz vom 21.8.2008, 9 Bs 289/08 a). 

 § 49 Abs 2 GebAG gilt ohne Unterschied für alle Verfah-
ren, auch die des § 34 Abs 2 GebAG. Dem Sachverstän-
digen gebührt daher bei wissenschaftlicher Leistung (§ 49 
Abs 2 GebAG) auch in Strafverfahren eine Honorierung in 
der vollen Höhe der außergerichtlichen Einkünfte (§ 34 
Abs 1 GebAG), und zwar ohne den Abschlag von 20% 
nach § 34 Abs 2 GebAG.   

Harald Krammer

Hilfskraft – Hilfsbefund – 
Hilfsgutachten
(§ 31 Abs 1 Z 5 im Verhältnis
zu § 43 Abs 1 GebAG)
1. Eine Hilfskraft ist eine Person, die auf demselben Fach-

gebiet wie der Sachverständige tätig ist, den fachlichen 
Weisungen des Sachverständigen unterliegt und ihm 
entsprechend ihren Fähigkeiten zuarbeitet. Die Kosten 
der Hilfskraft sind nach § 30 GebAG zu ersetzen. Die 
Hilfskraft hat keinen eigenen Anspruch gegen das Ge-
richt.

2. Hilfsbefunde sind Untersuchungen ohne eigene Begut-
achtung, deren Vornahme der Sachverständige ande-
ren Personen oder Einrichtungen überlässt, deren Be-
urteilung dem Sachverständigen aber aufgrund eigener 
Sachkunde möglich ist. Sie dürfen auch ohne richterli-
che Weisung veranlasst werden; der Kostenaufwand ist 
nach § 31 Abs 1 Z 5 GebAG zu ersetzen.

3. Weitere Sachverständige, die der gerichtlich bestellte 
Sachverständige über gerichtlichen Auftrag oder zumin-
dest mit Zustimmung des Gerichts beizieht, werden als 
Hilfsgutachter tätig. Der Hilfsgutachter hat einen eigenen 
Gebührenanspruch gegenüber dem Gericht.

4. Eine neuro-pathologische Untersuchung des Gehirns 
durch eine Nervenklinik, ebenso eine mikroskopische 
Untersuchung von Organen durch ein pathologisch-
anatomisches Institut sind für ein gerichtsmedizini-
sches Gutachten Hilfsbefunde, die nach § 31 Abs 1 Z 5 
GebAG zu honorieren sind. Für eine Anwendung des 
§ 43 Abs 1 GebAG bleibt kein Raum.

OLG Linz vom 28. Mai 2008, 7 Bs 179/08 k

Am 21. 9. 2007 wurde N. N. in der Strafsache gegen UT wegen 
§ 80 StGB mit der Obduktion der Babyleiche der J. P. und der 
Erstattung eines Obduktionsgutachtens über die Todesursa-
che beauftragt. Da die Sachverständige anlässlich der Obduk-
tion an der Leiche auffällige Stauungsblutungen an der rechten 
hinteren Hirnhaut und unter dem Lungenfell sowie vereinzel-
te leichte‚ Stauungsblutungen im Gesichts- und Halsbereich 
feststellte, waren zur endgültigen Klärung der Todesursache 
weitere histologische Untersuchungen erforderlich, sodass 
die Sachverständige eine neuropathologische Untersuchung 
durch die Landes-Nervenklinik sowie eine mikroskopische Un-
tersuchung der Lunge, Leber, Niere, Milz und des Myokards 
durch das pathologisch-anatomische Institut der Landeskran-
kenanstalt S. veranlasste. Am 28. 2. 2008 verfasste die Sach-
verständige das Obduktionsgutachten, wonach weder durch 
die Obduktion noch durch die durchgeführten Zusatzunter-
suchungen die Todesursache der J. P. eindeutig geklärt wer-
den konnte. Mit Kostennote vom 28. 2. 2008 beantragte die 
Sachverständige die Bestimmung des Honoraranspruches in 
der Höhe von insgesamt € 3.514,44, wobei in der Honorarnote 
auch die Begleichung der Honorarnote für die neuropathologi-
sche Untersuchung (€ 773,40) und die histologische Untersu-
chung der Organe (€ 344,50) beansprucht wurde.

Nach Einholung einer Äußerung des Revisors beim Landesge-
richt Salzburg und einer Stellungnahme der Sachverständigen, 
die darin die histologische und neurologische Zusatzuntersu-
chung als für ihre Gutachtenserstattung notwendig bezeich-
nete, bestimmte das Erstgericht mit dem angefochtenen Be-
schluss die Gebühren der Sachverständigen mit insgesamt 
€ 3.231,60 und wies das Mehrbegehren von € 282,84 ab.

Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde des Re-
visors beim Landesgericht Salzburg, der keine Berechtigung 
zukommt.

In der Beschwerde wendet sich der Revisor dagegen, dass das 
Erstgericht der Sachverständigen auch die Kosten für die Zu-
satzuntersuchungen der Landes-Nervenklinik L. über € 773,40 
und des pathologisch-anatomischen Institutes der Landeskran-
kenanstalt S. über € 344,50 gemäß § 31 Abs 1 Z 5 GebAG zu-
sprach. Zur Begründung führte der Revisor aus, dass es sich 
bei diesen Zusatzuntersuchungen jeweils um Befundungen mit 
eigener Begutachtung handle und somit fallkonkret Hilfsbe-
funde vorlägen, für die die Hilfsgutachter im Falle der gerichtli-
chen Beauftragung bzw. der Zustimmung des Gerichtes einen 
eigenen Gebührenanspruch dem Gericht gegenüber nach 
dem GebAG hätten. Diese Gebühren seien nach § 43 Abs 1 
Z 5 lit b bis d GebAG zuzuerkennen und demnach auf € 420,60 
zuzüglich € 84,12 USt für die neuropathologische Untersu-
chung und € 146,30 zuzüglich € 29,26 USt für die histologische 
Untersuchung zu kürzen.

Grundsätzlich ist dann, wenn ein gerichtlich bestellter Sach-
verständiger Dritte zur Erstattung seines Sachverständigen-
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gutachtens heranzieht, zwischen Hilfskräften, Personen, die 
Hilfsbefunde aufnehmen und Hilfsgutachtern zu unterschei-
den. Unter einer Hilfskraft ist eine Person zu verstehen, die – 
angestellt oder selbständig – auf demselben Fachgebiet wie 
der beauftragte Sachverständige tätig ist, den fachlichen Wei-
sungen des Sachverständigen bei der Gutachtenserstellung 
unterliegt und ihm entsprechend  ihren Fähigkeiten zuarbeitet 
(Krammer-Schmidt, SDG-GebAG3 § 30 Anm 1). Die Kosten für 
diese Hilfskräfte sind dem Sachverständigen nach § 30 GebAG 
soweit zu ersetzen, als deren Beiziehung nach Art und Umfang 
seiner Tätigkeit unumgänglich notwendig ist. In diesem Falle ist 
nur der Sachverständige selbst Träger des Gebührenanspru-
ches und haben beigezogene Hilfskräfte weder einen eigenen 
Anspruch gegen das Gericht noch kann der Sachverständige 
Gebühren für Mühewaltung oder Zeitversäumnis der Hilfskräfte 
geltend machen.

Hilfsbefunde sind Untersuchungen ohne eigene Begutach-
tung, die der Sachverständige nicht selbst vornimmt, sondern 
anderen Personen oder Einrichtungen überlässt und deren 
Beurteilung ihm aufgrund eigener Sachkunde möglich ist. Der 
Sachverständige darf auch sie ohne ausdrückliche richterliche 
Weisung veranlassen und erhält den dafür entstandenen Auf-
wand nach § 31 GebAG ersetzt. Nach § 31 Abs 1 Z 5 GebAG 
sind dem Sachverständigen mit der Erfüllung ihres jeweiligen 
Gutachtensauftrags notwendigerweise verbundene variable 
Kosten, nicht aber Fixkosten zu ersetzen, und zwar unter ande-
rem die von den Sachverständigen zu entrichtenden Entgelte 
und Gebühren für Leistungen und Dienste, die für Befundauf-
nahme und Gutachtenserstattung durch den Sachverständigen 
notwendig sind und welche der Sachverständige üblicherweise 
nicht erbringen kann und die auch nicht zur üblichen Grund-
ausstattung und Infrastruktur der in diesem Fachgebiet tätigen 
Sachverständigen gehören (insb. Porto, Transportkosten, Kos-
ten für Fremduntersuchungen und -anaysen. Pflegegebühren, 
durch die Besonderheit des Auftrags zusätzlich erforderliche 
Versicherungsprämien, Kosten für Großräumlichkeiten, für den 
Erwerb rein fallspezifischen Zusatzwissens und für Übersetzun-
gen). Nach Z 5 können also Entgelte und Gebühren für Leistun-
gen und Dienste soweit ersetzt werden, als sie für die Befund-
aufnahme und Gutachtenserstattung notwendig sind und der 
Sachverständige diese (etwa aufgrund seiner Zertifizierung) 
nicht selbst erbringt (Dokalik, Das Recht der Sachverständigen 
und Dolmetscher, S. 88).

Zieht der gerichtlich bestellte Sachverständige weitere Sach-
verständige bei, die eigenverantwortlich Befund und Gutachten 
erstatten, so werden diese als Hilfsgutachter tätig. Die Einho-
lung von Hilfsgutachten darf nur über gerichtlichen Auftrag 
oder zumindest mit Zustimmung des Gerichtes erfolgen. Dieser 
beigezogene Sachverständige hat einen eigenen Gebührenan-
spruch gegenüber dem Gericht (Krammer-Schmidt aaO § 30 
Anm 1).

Im gegenständlichen Fall handelt es sich sowohl bei der neuro-
pathologischen Untersuchung durch die Landes-Nervenklinik 
als auch bei der mikroskopischen Untersuchung der Organe 
durch das pathologisch-anatomische Institut der Landeskran-
kenanstalt S. um Hilfsbefunde, die nach § 31 Abs 1 Z 5 GebAG 
zu honorieren sind. Dies ergibt sich nicht nur aus der Sachver-
haltsdarstellung in der Anzeige des Landeskriminalamtes vom 
17. 10. 2007, sondern auch aus dem (vorläufigen) Gutach-
ten vom 4. 10. 2007, dem (Abschluss-)Gutachten vom 28. 2. 
2008, dem Untersuchungsbericht über die neuropathologische 
Untersuchung und dem Bericht über die mikroskopische Un-
tersuchung der Organe. Wenn der Beschwerdeführer darauf 
hinweist, dass in der Honorarnote des Prof. DDr. S. W. vom 
7. 12. 2007 die Position „Gutachten“ mit einem Betrag von 
€ 159,80 aufscheint, muss diese Position in der Honorarnote im 
Gesamtkontext mit dem neuropathologischen Untersuchungs-
bericht gesehen werden. Dieser Untersuchungsbericht enthält 

eine makroskopische und mikroskopische Untersuchung des 
Gehirns und anschließend eine neuropathologische Diagno-
se, wobei diese Diagnose noch keine Gutachtenserstattung 
darstellt, sondern noch als Befund in Form einer Zusammen-
fassung der makroskopischen und mikroskopischen Untersu-
chung des Gehirnes zu verstehen ist. Die übrigen Ansätze in 
der Honorarnote des Prof. DDr. S. W. stellen zweifellos nur ein 
Honorar für eine Befundung dar, ebenso der Honoraransatz 
in der Rechnung der Landeskrankenanstalt S. in Verbindung 
mit dem hiezu vorliegenden Untersuchungsbericht vom 4. 10. 
2007. Damit sind diese Honorare der Sachverständigen nach 
§ 31 Abs 1 Z 5 GebAG zuzuerkennen und bleibt kein Raum für 
die Anwendung des § 43 GebAG. Bedenken gegen die Höhe 
der Honorare von € 773,40 und € 344,50 bestehen im Sinne 
einer Unangemessenheit nicht.

Begutachtung von 
Lichtbildern – 
keine gesonderte 
Mühewaltungsgebühr 
(§ 43 Abs 1 Z 1 GebAG) 

1. Die Begutachtung von 16 im Akt erliegenden, nicht mit 
besonderer Sachkunde hergestellten und nicht nur mit 
Fachwissen interpretierbaren Lichtbildern des Tatopfers, 
die von der Polizei bei der Sachverhaltsabklärung an-
gefertigt wurden, vermittelt lediglich eine visuelle Wahr-
nehmung und Beschreibung sichtbarer körperlicher 
Merkmale des Tatopfers.

2. Dies entspricht am ehesten einer oberflächlichen kör-
perlichen Untersuchung, deren Entlohnung in den von 
dem Sachverständigen nach § 43 Abs 1 Z 1 lit c und 
lit e GebAG angesprochenen Gebührenansätzen enthal-
ten ist.

3. Eine Entlohnung dieser Tätigkeit nach § 43 Abs 1 Z 12 
lit a GebAG kommt daher nicht in Frage, auch nicht mit 
einem Teil.

OGH vom 11. April 2007, 13 Os 126/06 p

Die Beschwerdeführerin Ass. Prof. Dr. N. N. begehrte für die 
im Rechtsmittelverfahren auch vorgenommene Befundung 
der erliegenden 16 Lichtbilder des Tatopfers eine zusätzliche 
Gebühr von € 414,40 (16 x € 25,90) nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a 
GebAG. Das Oberlandesgericht  Innsbruck wies – u.a. – diesen 
Teil des Gebührenbestimmungsantrags mit dem Hinweis ab, dass 
diese Befundaufnahme als Teil der nach § 43 Abs 1 Z 1 lit c und 
lit e GebAG zu entlohnenden Mühewaltung zu sehen sei.

Die Beschwerde richtet sich gegen die Abweisung eines Betra-
ges von € 414,40 einschließlich USt betreffend die Befundung 
und Begutachtung der genannten Lichtbilder, auf denen das 
Tatopfer mit diversen Verletzungsmerkmalen abgebildet ist.

Ihr kommt keine Berechtigung zu.


